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in Sonderschulklassen

in Prozent

integriert unterrichtet

Österreich gesamt5,136,4 63,6

Burgenland 59,640,4 3,6

Kärnten 81,918,1 4,8

Niederösterreich 54,445,6 5,3

Oberösterreich 79,620,4 5,8

Salzburg 65,234,8 6,9

Steiermark 83,017,0 4,0

Tirol 55,045,0 2,8

Vorarlberg 60,239,8 5,5

Wien 46,153,9 5,8

Schülerinnen und Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf
an Allgemeinbildenden Pflichtschulen 2021/22
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Ruf nach sonderpädagogischer Hilfe
Die Pflichtschullehrergewerkschaft appelliert an Bund und Länder, die Ressourcen für den Unterricht von 
Kindern mit besonderem Förderbedarf endlich an den realen Bedarf anzupassen. 3000 Lehrkräfte fehlen.

darf „integriert“ unterrichtet. Öster-
reichweit geht etwas mehr als ein 
Drittel der SPF-Kinder in eine Son-
derschule, knapp zwei Drittel sind 
in regulären Pflichtschulen (Volks-, 
Mittel-, Polytechnische Schule). 

Theorie und Realität 
Diese Kluft zwischen finanztech-

nischer Theorie und pädagogischer 
Praxis müsse endlich geschlossen 
werden, sagt Christgewerkschafter 
Kimberger. Ein 2,7-Prozent-Deckel 
ergibt bei insgesamt 120.000 Lehre-
rinnen und Lehrern 3240 Vollzeit-
dienstposten. Umgelegt auf den 
„durchschnittlich realen Bedarf“ 
von aktuell rund 5,2 Prozent, der, so 
Kimberger, in den Zentralräumen 
zum Teil sogar zweistellig sei, wären 
hingegen 6240 SPF-Lehrkräfte nö-
tig: „Uns fehlen also fast 3000 
Dienstposten, um diese Kinder an-
gemessen unterrichten und betreu-
en zu können.“ Basierend auf den 
durchschnittlichen Jahreskosten 
für eine Lehrkraft (50.000 Euro) er-
gebe sich ein finanzieller Mehrbe-
darf in dreistelliger Millionenhöhe: 
„150 Millionen Euro werden dem Bil-
dungssystem und hier konkret den 
Schwächsten in unserer Gesell-
schaft seit Jahrzehnten mit allen 
Konsequenzen vorenthalten – in 
diesem Fall durch den Finanzminis-

D
ie Pflichtschullehrergewerk-
schaft erinnert an ein großes 
Problem im Schulbereich, das 

– so die Befürchtung – bei den lau-
fenden Finanzausgleichsverhand-
lungen vergessen oder ein Opfer des
machtpolitischen Kräftemessens
zwischen Bund und Ländern im Ge-
sundheitsbereich werden könnte:
„Die Schulen brauchen dringend
Hilfe im Bereich der sonderpädago-
gischen Förderung“, sagt Gewerk-
schaftschef Paul Kimberger und for-
dert im STANDARD-Gespräch „eine
Erhöhung der sonderpädagogischen
Ressourcen. So, dass sie an den rea-
len Bedarf angepasst sind und nicht
durch einen skurrilen Gesetzesde-
ckel begrenzt werden, der nichts mit
der schulischen zu tun hat“.

Den Deckel draufhalten 
Derzeit orientiert sich die Res-

sourcenzuteilung für den Unterricht 
von Kindern mit sonderpädagogi-
schem Förderbedarf (SPF) an einer 
Größe, die 31 Jahre alt ist. Laut Fi-
nanzausgleich von 1992 gibt es vom 
Bund für maximal 2,7 Prozent der 
Pflichtschüler, die wegen körperli-
cher oder psychischer Einschrän-
kungen spezielle Unterstützung be-
nötigen, zusätzliche Ressourcen.  

Tatsächlich aber waren laut Sta-
tistik Austria im Schuljahr 2021/22 

von den insgesamt 582.969 Kindern 
in Pflichtschulen 5,1 Prozent Schüle-
rinnen und Schüler mit sonderpäda-
gogischem Förderbedarf. Auffällig 
und erklärbedürftig dabei ist die 
höchst unterschiedliche Verteilung 
je nach Bundesland (siehe Grafik). 

Während Tirol nur 2,8 Prozent 
SPF-Anteil aufweist, liegt er im be-
nachbarten Salzburg bei 6,9 Prozent, 
also mehr als doppelt so hoch und 
weit über dem Österreich-Schnitt. 
In Wien und Oberösterreich gelten 
je 5,8 Prozent der Pflichtschulkinder 
als sonderpädagogisch förderbe-
dürftig. Im Burgenland mit 3,6 Pro-
zent und in der Steiermark mit vier 
Prozent wird das Label SPF hingegen 
deutlich seltener vergeben. Über 
dem Landesdurchschnitt liegen 
auch Niederösterreich (5,3 Prozent) 
und Vorarlberg (5,5). 

Kimberger hält diese Definition 
an sich für absurd: „Das ist, soweit 
ich weiß, weltweit einzigartig, dass 
ein Land den Bedarf für die 
Schwächsten mit einer willkürli-
chen Größe per Gesetz festlegt.“  

Große Unterschiede gibt es übri-
gens auch bei der Klassenzuteilung: 
In Wien landet mehr als jedes zwei-
te SPF-Kind in einer Sonderschule, 
in der Steiermark und in Kärnten 
werden indes vier von fünf Schülern 
mit sonderpädagogischem Mehrbe-

ter und die Landeshauptleute, die 
den Finanzausgleich verhandeln.“  

Die von 2017 bis 2021 laufende Fi-
nanzausgleichsperiode wurde ange-
sichts der Corona-Pandemie und 
der besonderen Notwendigkeiten 
vorerst um zwei Jahre verlängert. 

Kimberger appelliert an die Ver-
handler von Bund und Ländern, die 
Schulen nicht länger alleinzulas-
sen, denn: „Die sehr herausfor-
dernde sonderpädagogische Be-
treuung muss ja trotzdem durch die 
Pädagoginnen und Pädagogen ge-
macht werden, weil diese Kinder 
und Jugendliche das einfach für 
eine gute Zukunft brauchen.“  

Minister wartet Studie ab 
Bildungsminister Martin Pola-

schek (ÖVP) will die Forderungen 
der Lehrergewerkschaft nicht kom-
mentieren. Man warte auf die Er-
gebnisse einer von ÖVP und Grünen 
in Auftrag gegebenen Studie zur 
Vergabepraxis des sonderpädagogi-
schen Förderbedarfs, hieß es auf 
STANDARD-Anfrage. In der zweiten 
Jahreshälfte soll das Forschungs-
konsortium, bestehend aus 17 For-
scherinnen und Forschern von 13 ös-
terreichischen Universitäten und 
Pädagogischen Hochschulen sowie 
dem Institut für Höhere Studien 
(IHS), die Ergebnisse vorlegen. 
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